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Vorblatt 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Krankenversicherung der Landwirte 

(Antrag der Fraktion der CDU/CSU) 


A. Problem 

Der Krankenversicherungsschutz der Altersgeldempfänger im 
Sinne des Gesetzes über eine Altershilfe für Landwirte ist zur 
Zeit nicht ausreichend. Das Altersgeld reicht nicht aus, um 
neben der Lebenshaltung auch einen ausreichenden Kranken- 
versicherungsschutz zu finanzieren. 

Der Beitritt aktiver landwirtschaftlicher Unternehmer und ihrer 
mithelfenden Familienangehörigen zur gesetzlichen Kranken- 
versicherung scheitert oft an den satzungsmäßigen Beschrän- 
kungen für die Versicherungsberechtigung nach § 176 RVO. Die 
Erlangung eines ausreichenden Krankenversicherungsschutzes 
wird deshalb oft verhindert. 


B. Lösung 

Der Gesetzentwurf sieht vor, die Bezieher von Altersgeld im 
Sinne des Gesetzes über eine Altershilfe für Landwirte kraft 
Gesetzes nach den Grundsätzen, die für die Krankenversiche- 
rung der Rentner gelten, gegen Krankheit zu versichern. 

Den aktiven landwirtschaftlichen Unternehmern und ihren mit- 
helfenden Familienangehörigen soll durch die Beseitigung der 
satzungsmäßigen Beschränkungen für die Versicherungsberech- 
tigung nach § 176 RVO der Beitritt in eine gesetzliche Kranken- 
kasse ermöglicht werden. 


C. Alternative 

Keine. 


D. Kosten 

Die jährlichen Kosten der Krankenversicherung der Altersruhe- 
geldempfänger im Sinne des Gesetzes über eine Altershilfe für 
Landwirte belaufen sich für den Bund auf rund 210 Millionen DM. 
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Antrag 

der Fraktion der CDU/CSU 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Krankenversicherung der Landwirte 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel 1 

Das Zweite Buch der Reichsversicherungsordnung 
wird wie folgt geändert und ergänzt: 

1, § 165 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird um folgende Nummer 4 er- 
gänzt: 

„4. Personen, die die Voraussetzungen für 
den Bezug von Altersgeld nach dem Ge- 
setz über eine Altershilfe für Landwirte 
in der Fassung des Vierten Gesetzes zur 
Änderung und Ergänzung des Gesetzes 
über eine Altershilfe für Landwirte vom 
29. Juli 1969 (Bimdesgesetzbl. I S. 1017) 
erfüllen und Altersgeld beantragt haben." 

b) Nach Absatz 6 wird folgender Absatz 7 ein- 
gefügt: 

„(7) Voraussetzung der Versicherung für 
die in Abs. 1 Nr. 4 bezeichneten Personen, 
ist, daß sie nicht nach Abs. 1 Nr. 1 bis 3 ver- 
sichert sind." 

2. In § 173 a wird folgender Absatz 3 eingefügt: 

„(3) Die Absätze 1 und 2 gelten für die in 

§ 165 Abs. 1 Nr. 4 Versicherten entsprechend." 


3. In § 176 Abs. 3 wird nach Satz 1 der Punkt durch 
ein Semikolon ersetzt und folgender Satz ein- 
gefügt: 

„dies gilt jedoch nicht 

a) für landwirtschaftliche Unternehmer im Sinne 
des § 1 des Gesetzes über eine Altershilfe 
für Landwirte und 

b) für Familienangehörige (Abs. 1 Nr. 2) eines 
landwirtschaftlichen Unternehmers im Sinne 
des § 1 des Gesetzes über eine Altershilfe für 
Landwirte." 

4. § 182 Abs. 1 Nr. 2 Satz 2 erhält folgende Fas- 
sung: 

„Die in § 165 Abs. 1 Nr. 3 und 4 bezeichneten 
Versicherten haben, soweit sich aus § 183 nichts 
anderes ergibt, keinen Anspruch auf Kranken- 
geld." 

5. In § 182 a Abs. 2 Nr. 1 wird nach den Worten 
„in § 165 Abs. 1 Nr. 3" eingefügt „und 4". 

6. In § 235 Abs. 1 werden nach Satz 1 folgende 
Worte angefügt: 

„und die nach § 165 Abs. 1 Nr. 4 Versicherten." 

7. Nach § 306 Abs. 2 wird folgender Absatz 3 ein- 
gefügt: 
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„(3) Die Mitgliedschaft der in § 165 Abs. 1 
Nr. 4 bezeichneten Versicherten beginnt mit 
dem Tage der Stellung des Antrages auf Alters- 
geld." 

8. In § 312 Abs. 2 Satz 1 werden nach den Worten 
„der in § 165 Abs. 1 Nr. 3" die Worte „und 4" 
und nach den Worten „dem endgültigen Entzug 
der Rente" die Worte „oder des Altersgeldes'' 
eingefügt. 

9. § 315 a wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 werden nach den Worten 
„'oder der Rentenversicherung der Angestell- 
ten" die Worte „oder die Altersgeld nach 
dem Gesetz über eine Altershilfe für Land- 
wirte" eingefügt. 

b) In Absatz 2 wird folgender Satz 3 eingefügt: ■ 

„Die Sätze 1 und 2 gelten entsprechend für 
Personen, die einen Antrag auf Altersgeld 
nach dem Gesetz über eine Altershilfe für 
Landwirte gestellt haben." 

10. § 317 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 5 Satz 1 werden nach den Worten 
„§ 165 Abs. 1 Nr. 3" die Worte „und 4" 
und nach den Worten „Rentenversicherung 
der Angestellten" die Worte „oder die Al- 
tersgeld nach dem Gesetz über eine Alters- 
hilfe für Landwirte" eingefügt. 

b) in Absatz 5 Satz 2 werden nach den Worten 
„zuständige Rentenversicherungsträger" die 
Worte „und die zuständige landwirtschaft- 
liche Alterskasse" eingefügt und das Wort 
„hat" durch das Wort „haben" ersetzt. 

c) In Absatz 6 wird folgender Satz 3 eingefügt: 

„Die Sätze 1 und 2 gelten für die nach § 165 
Abs. 1 Nr. 4 versicherten Personen sinn- 
gemäß." 

d) Absatz 7 erhält folgende Fassung: 

„(7) Das Ende, den Entzug, den Wegfall 
oder das Ruhen der ganzen Rente oder des 
Altersgeldes nach dem Gesetz über eine 
Altershilfe für Landwirte haben der Renten- 
versicherungsträger oder die landwirtschaft- 
liche Alterskasse der Kasse unverzüglich 
mitzuteilen." 


11. § 380 erhält folgende Fassung: 

„§ 380 

Die Mittel für die Krankenversicherung sind 
von den Arbeitgebern, den Versicherten, den 
Trägern der Rentenversicherung der Arbeiter, 
dem Träger der Rentenversicherung der Ange- 
stellten und den landwirtschaftlichen Alters- 


kassen nach Maßgabe der folgenden Vor- 
schriften aufzubringen." 

12. § 381 wird wie folgt geändert: 

a) Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 2 a 
eingefügt: 

„(2 a) Die Beiträge für die in § 165 Abs. 1 
Nr. 4 bezeichneten Versicherten werden von 
den landwirtschaftlichen Alterskassen ge- 
tragen." 

b) In Absatz 3 wird folgender Satz 4 eingefügt: 

„Die Sätze 1 bis 3 gelten für Personen, die 
einen Antrag auf Altersgeld nach dem Ge- 
setz über eine Altershilfe für Landwirte ge- 
stellt haben, entsprechend." 

c) Nach Absatz 4 wird folgender Absatz 4 a ein- 
gefügt: 

„{4 a) Die in § 165 Abs. 1 Nr. 4 bezeich- 
neten Versicherten, die als freiwillige Mit- 
glieder in der gesetzlichen Krankenversiche- 
rung versichert sind, erhalten auf ihren An- 
trag zu ihrem Krankenversicherungsbeitrag 
von den landwirtschaftlichen Alterskassen 
einen Betrag, der dem Durchschnitt der von 
den landwirtschaftlichen Alterskassen für die 
Krankenversicherung der nach § 165 Abs. 1 
Nr. 4 versicherten Personen zur Verfügung 
gestellten Beiträge entspricht. Den gleichen 
Anspruch haben sie, wenn sie bei einem 
privaten Versicherungsunternehmen gegen 
Krankheit versichert sind, unter der Voraus- 
setzung, daß die Kassenleistungen des pri- 
vaten Versicherungsunternehmens gleich- 
wertig (§ 259) sind." 

13. In § 385 wird der Satz nach Nummer 2 wie folgt 
gefaßt: 

„Die durchschnittlichen Grundlöhne sind aus 
den Ergebnissen des letzten Geschäftsjahres zu 
errechnen und nach Absatz 3 zu kürzen; die 
Kürzung unterbleibt bei Beiträgen nach § 381 
Abs. 2 a." 


14. Nach § 394 Abs. 3 wird folgender Absatz 4 ein- 
gefügt: 

„(4) Die Beiträge werden von der landwirt- 
schaftlichen Alterskasse vierteljährlich nach- 
träglich den Krankenkassen ausgezahlt." 


Artikel 2 

Die den landwirtschaftlichen Alterskassen durch 
dieses Gesetz entstehenden Aufwendungen, ein- 
schließlich des tatsächlich entstehenden zusätzlichen 
Verwaltungsaufwandes, sind ihnen aus Bundes- 
mitteln zu erstatten. 
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Artikel 3 
§ 1 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

§ 2 

Dieses Gesetz tritt einen Monat nach seiner Ver- 
kündung in Kraft. 

Bonn, den 19. Juni 1970 

Dr. Barzel, Stücklen und Fraktion 
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Begründung 


1. Allgemeiner Teil 

Der Gesetzentwurf bezweckt die Eingliederung von 
Altersgeldempfängern im Sinne des Gesetzes über 
eine Altershilfe für Landwirte in die gesetzliche 
Krankenversicherung und die Beseitigung der sat- 
zungsmäßigen Beschränkungen für den freiwilligen 
Beitritt landwirtschaftlicher Unternehmer und ihrer 
mithelfenden Familienangehörigen in die gesetz- 
lichen Krankenkassen. 

In dem am 24. und 26. Juni 1968 vom Bundeskabinett 
gebilligten Arbeitsprogramm für die Agrarpolitik 
der Bundesregierung (Agrarprogramm) wird fest- 
gestellt, daß ein Bedürfnis für eine gesetzliche Kran- 
kenversicherungsregelung in der Landwirtschaft be- 
steht. Die Notwendigkeit einer derartigen Regelung 
wird im Grundsatz auch in dem Bericht der Bundes- 
regierung über die Lage der Landwirtschaft vom 
6. Februar 1970 anerkannt. 

Der Gesetzentwurf sieht vor, Bezieher von Alters- 
geld im Sinne des Gesetzes über eine Altershiife für 
Landwirte kraft Gesetzes nach den Grundsätzen, die 
für die Krankenversicherung der Rentner gelten, 
gegen Krankheit zu versichern. Für die aktiven land- 
wirtschaftlichen Unternehmer und ihre mithelfenden 
Familienangehörigen läßt sich ein ausreichender 
Krankenversicherungsschutz durch die Beseitigung 
der satzungsmäßigen Beschränkungen für die Ver- 
sicherungsberechtigung nach § 176 RVO erreichen. 

Für alle Altersgeldempfänger, die bereits nach ande- 
ren gesetzlichen Vorschriften versicherungspflichtig 
sind, besteht kein Erfordernis, sie über die Neu- 
regelung in die Krankenversicherung einzubeziehen. 
Deshalb wird eine Befreiung der Bezieher von 
Altersgeld vorgeschlagen, die bereits krankenver- 
sicherungspflichtig sind. 

Der Gesetzesvorschlag geht von der Eingliederung 
der landwirtschaftlichen Altersgeldempfänger in die 
bestehende gesetzliche Krankenversicherung aus. 
Hierdurch wird ein zusätzlicher Verwaltungsauf- 
wand vermieden und eine angemessene Betreuung 
dieser Bevölkerungsgruppe gewährleistet. 

Die Beitragslast für Altersgeldempfänger wird nach 
dem Gesetzentwurf den landwirtschaftlichen Alters- 
kassen auferlegt, die ihre Aufwendungen vom Bund 
erstattet erhalten. Die Übernahme der Krankenver- 
sicherungslast für Altersgeidempfänger durch den 
Bund ist gerechtfertigt, weil sich infolge des Struk- 
turwandels der deutschen Landwirtschaft der Anteil 
der landwirtschaftlichen Unternehmer im Verhältnis 
zu den Altersgeldempfängern zunehmend mehr ver- 
schlechtert. Die Übernahme dieser Last ist aber auch 
vertretbar, weil die tiefgreifenden Veränderungen 
in der Landwirtschaft der Gesamtwirtschaft der Bun- 
desrepublik zugute gekommen sind. 


Die Verbesserung der Bestimmungen über die Ver- 
sicherungsberechtigung durch die letzten Novellen 
zur RVO, insbesondere Erhöhung der jährlichen Ein- 
kommensgrenze auf 14 400 DM, ermöglicht weit- 
gehend den landwirtschaftlichen Unternehmern und 
ihren mithelfenden Familienangehörigen, der ge- 
setzlichen Krankenversicherung beizutreten. Nach 
dem Gesetzentwurf der Fraktion der CDU/CSU im 
Deutschen Bundestag zur Fortführung der Kranken- 
versicherungsreform (Drucksache VI/726) soll die 
Versicherungsberechtigungsgrenze auf 17 100 DM 
jährlich erhöht und dynamisiert werden. Der Beitritt 
scheitert jedoch zum Teil an den satzungsmäßigen 
Beschränkungen, die § 176 RVO in der geltenden 
Fassung zuläßt. Die Beseitigung dieser Beschrän- 
kungen, die der Gesetzentwurf bezweckt, ermöglicht 
einen umfassenden Krankenversicherungsschutz der 
landwirtschaftlichen Bevölkerung ohne Errichtung 
einer aufwendigen eigenständigen Krankenkasse. 


11. Besonderer Teil 

Zu Artikel 1 

1. a) Der Gesetzentwurf bezweckt die Eingliede- 

rung der Altershilfeberechtigten nach dem 
Gesetz über eine Altershilfe für Landwirte in 
die gesetzliche Krankenversicherung. 

Die Begründung der Versicherungspflicht er- 
folgt durch die Erweiterung des § 165 Abs. 1, 
der die Versicherungspflicht kraft Gesetzes 
bestimmt. 

b) Die Erweiterung des § 165 um Absatz 7 stellt 
sicher, daß eine Krankenversicherungspflicht 
für Altersgeidempfänger nicht begündet 
wird, soweit sie bereits als Arbeitnehmer 
oder Rentner kraft Gesetzes versichert sind. 

2. Die Erweiterung des § 173 a bezweckt die Be- 
freiung von der Versicherungspflicht auf Antrag 
für Altersgeidempfänger unter der Vorausset- 
zung, daß ein gleichartiger Versicherungsschutz 
gewährleistet ist. 

3. Die Ergänzung des § 176 Abs. 3 beseitigt die 
satzungsmäßigen Beschränkungen der Versiche- 
rungsberechtigung für die aktiven landwirt- 
schaftlichen Unternehmer und ihre mithelfenden 
Familienangehörigen. 

4. Der Gesetzesvorschlag zu § 182 sieht in Erwei- 
terung der geltenden Vorschrift des Absatzes 1 
Nr. 2 vor, daß Altersgeldempfänger keinen An- 
spruch auf Krankengeld besitzen. 

Auf Grund der geltenden Fassung des § 186 
Abs. 3 gilt die Regelung des § 182 entsprechend 
für das Hausgeld; Altersgeldempfänger erhalten 
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also Hausgeld ebensowenig wie Krankengeld, 
ohne daß es einer Änderung des § 186 bedarf. 

5. Der Gesetzesvorschlag hat zur Folge, daß 
Altersgeldempfänger ebenso wie Rentner von 
der Zahlung der Arzneikostengebühr befreit 
sind. 

6. Die Ergänzung des § 235 bezweckt, Altersgeld- 
empfänger in die bestehenden Landkrankenkas- 
sen einzugliedern. Wo keine Landkrankenkas- 
sen bestehen, gehören sie der allgemeinen Orts- 
krankenkasse an; das folgt aus § 237 in der gel- 
tenden Fassung, einer Änderung des Gesetzes 
bedarf es insoweit nicht. 

7. Der Gesetzesvorschlag bestimmt in Anlehnung 
an die geltende Fassung des § 306 den Beginn 
der Mitgliedschaft der Altersgeldempfänger. 

8. Die Fassung des Gesetzentwurfes stellt klar, 
daß die Mitgliedschaft in der gesetzlichen Kran- 
kenversicherung nicht nur für Rentner, sondern 
auch für Altersgeldempfänger mit dem Tode 
oder dem endgültigen Entzug des Altersgeldes 
endet. 

9. a) Der Ergänzungsvorschlag soll sicherstellen, 

daß als Mitglieder der Krankenversicherung 
Personen gelten, die Altersgeld nach dem 
Gesetz über eine Altershilfe für Landwirte 
beantragt haben. Der Ergänzungsvorschlag 
entspricht der geltenden Regelung für Per- 
sonen, die eine Rente aus der Rentenver- 
sicherung der Arbeiter oder der Rentenver- 
sicherung der Angestellten beantragt haben. 

b) Die Ergänzung des § 315 a in Absatz 2 folgt 
aus der angestrebten Gleichstellung der 
Altersgeldempfänger mit den Personen, die 
eine Rente aus der gesetzlichen Rentenver- 
sicherung beantragt haben. 

10. a) Der Ergänzungsvorschlag bedeutet, daß Per- 
sonen, die landwirtschaftliches Altersgeld 
beantragen, entsprechend der Regelung für 
Rentner mit ihrem Antrag eine Meldung für 
die zuständige Kankenkasse einzureichen 
haben. 

b) Die Ergänzung des § 317 Abs. 5 Satz 2 soll 
sicherstellen, daß die landwirtschaftlichen 
Alterskassen die Meldung zur Krankenver- 
sicherung unverzüglich an die zuständige 
Krankenkasse weiterzugeben haben. 

c) Die vorgeschlagene Erweiterung des § 317 
Abs. 6 führt zu einer sinngemäßen Anwen- 
dung der für Rentner geltenden Bestimmun- 
gen auf Altersgeldempfänger im Falle der 
Aufnahme einer versicherungspflichtigen Be- 
schäftigung. 

d) Die Vorschrift bezweckt, die Mitteilungs- 
pflicht über das Ende, den Entzug, den Weg- 
fall oder das Ruhen der Rente durch den 
Rentenversicherungsträger auf das Alters- 


geld durch die landwirtschaftlichen Alters- 
kassen auszudehnen. 

11. Der Gesetzesvorschlag sieht vor, daß die land- 
wirtschaftlichen Alterskassen die Beitragslast 
für Altersgeldempfänger zu tragen haben. Des- 
halb bedarf es in § 380 auch der Nennung der 
landwirtschaftlichen Alterskassen. 

12. a) Die vorgeschlagene Regelung stellt klar, daß 

die Beiträge für die nach diesem Gesetz ver- 
sicherungspflichtigen Altersgeldempfänger 
von den landwirtschaftlichen Alterskassen 
an die Krankenkasen gezahlt werden. 

b) Der Vorschlag erweitert die geltende Rege- 
lung, die für Personen, die einen Rentenan- 
trag gestellt haben, auf die Antragsteller 
von Altersgeld. 

c) Der Gesetzesvorschlag sieht vor, daß Alters- 
geldempfänger, die als freiwillige Mitglieder 
in der gesetzlichen Krankenversicherung ver- 
sichert sind, auf ihren Antrag einen Betrag 
zu ihrem Krankenversicherungsbeitrag von 
der landwirtschaftlichen Alterskasse erhal- 
ten. Dieser Vorschlag paßt sich der gelten- 
den Regelung für freiwillig versicherte Rent- 
ner an. Das gleiche gilt für diejenigen, die 
sich bei einem privaten Versicherungsunter- 
nehmen versichert haben; in diesem Falle 
wird allerdings vorausgesetzt, daß die Lei- 
stungen des privaten Versicherungsunter- 
nehmens gleichwertig im Sinne des § 259 
sind. Der Beitrag der landwirtschaftlichen 
Alterskassen für die freiwillig versicherten 
Altesgeldempfänger soll nach dem Vorschlag 
dieses Gesetzentwurfes dem Durchschnitt der 
von den landwirtschaftlichen Alterskassen 
für die Krankenversicherung der Altersgeld- 
empfänger gezahlten Beiträge entsprechen. 

13. Die Bemessung der Beiträge für die Altersgeld- 
empfänger lehnt sich grundsätzlich an die Bei- 
tragsbemessung für Rentner an. Da volle Bei- 
träge gezahlt werden sollen, unterbleibt jedoch 
die Kürzung nach § 385 Abs. 3 RVO. 

14. Der Gesetzentwurf sieht vor, daß die Beiträge 
für Altersgeldempfänger vierteljährlich nach- 
träglich den Krankenkassen von den landwirt- 
schaftlichen Alterskassen gezahlt werden. Diese 
Regelung paßt sich der geltenden Fassung des 
§ 394 Abs. 3 für die versidierungspflichtigen 
Rentner an. 


Zu Artikel 2 

Die Aufwendungen der landwirtschaftlichen Alters- 
kassen durch dieses Gesetz werden ihnen einschließ- 
lich der Verwaltungsmehrkosten aus Bundesmitteln 
ertattet. 
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Zu Artikel 3 

§ 1 

Die Vorschrift enthält die übliche Berlin-Klausel. 


§ 2 

Um den Beteiligten ausreichend Zeit zu geben, sich 
auf die Neuregelung einzustellen, soll das Gesetz 
erst einen Monat nacii Verkündung in Kraft treten. 



